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lige Verhalten von Verkäufer und Käufer beim Kauf­
abschluß, ob etwa ein bestimmter Gegenstand vom 
Käufer ausgewählt oder vom Verkäufer ausgesondert 
wurde. /
Sind dagegen die möglichen Ersatzleistungen der Kauf­
sache nicht gleich, so muß §ine Vereinbarung getroffen 
werden. Diese Vereinbarung beruht auf der gegebenen 
Situation des aufgetretenen Mangels und bestimmt sich 
nicht nach dem früheren zufälligen Verhalten von Käu­
fer und Verkäufer beim Kauf, wie etwa nach den bis­
herigen Kriterien der Unterscheidung von Gattungs­
und Spezieskauf.
Für die Preisminderung gelten dieselben Grundsätze 
wie nach geltendem Recht und Wirtschaftsrecht. Im Ge­
setz sowie in der Rechtsanwendung sollte die bisherige 
mit zahlreichen rechtlichen Problemen verbundene 
Unterscheidung zwischen Rücktritt und Wandlung da­
durch vermieden werden, daß der bisherige allgemeine 
schuldrechtliche Begriff des Rücktritts aufgegeben wird 
und statt dessen jeweils nach den Erfordernissen der 
einzelnen Rechtsinstitute. (Kauf, Miete, Versicherung 
usw.) entsprechende Einzelbestimmungen geschaffen 
werden.
Das Verlangen nach Ersatz des entstandenen Schadens 
kann — wie bereits der oben vorgeschlagene Grundsatz 
besagt - neben und unabhängig von den sonstigen 
Garantieansprüchen geltend gemacht werden. Eine wei­
tergehende Ausdehnung der Schadenersatzpflicht, als sie 
hier vorgeschlagen wird, sollte vermieden werden, um 
das Verschuldensprinzip und seine positive erzieherische 
Funktion für den Bereich des Kaufrechts nicht aufzu­
heben. Die allgemeinen Grundsätze der Schadensersatz­
pflicht wegen Verschuldens wiederum bedürfen keiner 
Wiederholung in den verschiedenen Rechtsinstituten, 
also auch nicht hier im Kaufrecht.
Im Anschluß daran sollte der folgende Grundsatz auf­
gestellt werden:

Der Käufer kann die Ansprüche gegen das Handels­
organ bei der Verkaufsstelle Vorbringen. Die Ver­
kaufsstelle muß jeden Anspruch entgegennehmen. 
Daneben kann sich der Käufer mit dem Anspruch auf 
Nachbesserung an eine Vertragswerkstatt oder mit 
den Ansprüchen auf Nachbesserung und Ersatzliefe­
rung unmittelbar an den Hersteller wenden.
Beim Kauf außerhalb des Einzelhandels sind die An­
sprüche gegen den Verkäufer zu richten.

Diese Bestimmung wahrt in höherem Maße als das gel­
tende Recht die Interessen des Käufers. Wenn er sich 
an die Verkaufsstelle wendet, in der er den Gegenstand 
gekauft hat, kann er von dort weder zur Verwaltung 
des Kreisbetriebes — die möglicherweise ihren Sitz an 
einem anderen Ort hat — noch an die Vertragswerk­
statt, die sich ebenfalls an einem anderen Ort befinden 
kann, oder an den Hersteller verwiesen werden. 
Sowohl für die Mitarbeiter des Handels als auch für 
die Bevölkerung ist damit Klarheit geschaffen, daß die 
Verkaufsstelle in jedem Fall verpflichtet ist, alle gel­
tend gemachten Ansprüche sowie den zur Reparatur 
zurückgegebenen Kaufgegenstand entgegenzunehmen. 
Die Möglichkeit, sich unmittelbar an eine Vertrags­
werkstatt zu wenden, entspricht im Rahmen der bis­
herigen Garantie dem geltenden Recht. Zuweilen wird 
eingewandt, daß dann der Handel keinen umfassenden 
Überblick mehr habe, ob sich die von ihm verkauften 
Erzeugnisse im Gebrauch bewähren. Damit wird der 
Wunsch verbunden, daß der Käufer in jedem Fall zu­
mindest das Handelsorgan benachrichtigen solle. Die For­
derung, daß der Handel darüber informiert sein müsse, 
ist völlig berechtigt. Falsch ist es aber, den Käufer als 
Mittel zur Erreichung dieses Zwecks anzusehen. Wenn 
auch die Vertragswerkstätten aus gutem Grund zumeist 
den Herstellerbetrieben unterstellt wurden, so muß es 
doch Aufgabe der Handels- und der Herstellerbetriebe 
sein, in' sozialistischer Zusammenarbeit für eine gegen­

seitige Information und für den notwendigen Kontakt 
zwischen Handel und Vertragswerkstätten zu sorgen. 
Entsprechend der Aufgabe der Vertragswerkstätten sol­
len an sie nur Nachbesserungsansprüche gerichtet 
werden.
In dieser Bestimmung müssen ferner Besonderheiten 
beim Kauf außerhalb des Einzelhandels berücksichtigt 
werden. Die unmittelbare Verantwortlichkeit der Her­
steller für die Qualität ihrer Erzeugnisse muß auf die­
jenigen Fälle beschränkt werden, in denen das Erzeug­
nis auf dem regulären Weg über den Einzelhandel zum 
Verbraucher gelangt. Bei allen sonstigen, sehr vielfälti­
gen Formen und Möglichkeiten von Verkäufen außer­
halb des Einzelhandels muß das Verhältnis auf die Be­
ziehungen zwischen Käufer und Verkäufer beschränkt 
bleiben.
Beim Weiterverkauf einer im Einzelhandel gekauften 
Ware durch den Bürger gehen die ihm zustehenden An­
sprüche über. Das bedarf keiner besonderen Erwähnung 
im Gesetz.

Die Geltendmachung der Garantieansprüche
Die Garantieansprüche müssen grundsätzlich während 
der Garantiezeit geltend gemacht werden. Die Garantie­
zeit wird einheitlich festgelegt. Sie betrifft alle Garantie­
ansprüche in gleicher Weise.
Das Gesetz muß aber die Möglichkeit der Erweiterung 
der Garantie vorsehen. Damit der Käufer bei der Er­
weiterung der Garantie nicht vor eine ihm ungewohnte 
Situation gestellt wird, sollte generell festgelegt wer­
den, daß Handel und Hersteller gleichermaßen auch für 
die erweiterte Garantie einstehen.
Es ist selbstverständlich, daß im wirtschaftsrechtlich 
geregelten Kooperationsverhältnis zwischen Handel und 
Herstellerbetrieb die Garantieleistungen im ökonomi­
schen Ergebnis grundsätzlich vom Herstellerbetrieb zu 
tragen sind.
Einer besonderen Regelung bedarf der Einfluß der Er­
satzlieferung und Reparatur auf die Garantiezeit.
Es wird hier folgende Regelung vorgeschlagen:

Die Garantiezeit beträgt sechs Monate und beginnt 
mit dem Gefahrübergang. Erweiterungen des Um­
fangs oder des Zeitraums der Garantie erfolgen aus­
drücklich und gemeinsam durch Herstellerbetrieb und 
Handelsorgan.
Eine Verlängerung der Garantie über den Mindest­
zeitraum von sechs Monaten umfaßt die Ansprüche 
auf Nachbesserung und Ersatzlieferung, soweit sich 
nicht aus den Garantiebedingungen etwas anderes 
ergibt.
Mit der Ersatzlieferung beginnt eine neue Garantie­
zeit. Bei Nachbesserung verlängert sich die Garantie­
zeit um den Zeitraum von der Anzeige bis zur Be­
seitigung des Mangels.

Die grundsätzliche Beschränkung der zeitlichen Erwei­
terung der Garantie auf Nachbesserung und Ersatz­
lieferung entspricht praktischen Bedürfnissen und der 
tatsächlichen Übung. Im allgemeinen dürfte für Rück­
gängigmachung oder Minderungsansprüche der Zeit­
raum von sechs Monaten ausreichen.
Die Fristen sollen nicht als Ausschlußfristen, sondern 
als Verjährungsfristen vorgesehen werden, um es dem 
Handel und dem Herstellerbetrieb zu ermöglichen, 
auch nach dem Ablauf der gesetzlichen oder zusätzlich 
zugesagten Garantiezeit noch mit rechtlichem Grund 
für die einwandfreie .Qualität der Erzeugnisse einzu­
stehen.
Garantiezeit und Verjährung der Ansprüche sind zwar 
nicht identisch; das Gesetz sollte dennoch versuchen, 
das Verhältnis beider zueinander so einfach wie mög­
lich zu gestalten.
Weiterhin ist es angebracht, den bisherigen Grundsatz 
zu beseitigen, daß der Käufer, um seine Rechte zu
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